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Allen,  denen  ich zu danken  habe 





Vorwort 

Diese Arbeit soll zur Lösung des noch immer offenen  Problems der 
inneren Struktur von Interessenverbänden beitragen und auf die drin-
gende Notwendigkeit eines Verbändegesetzes aufmerksam machen. 

Die Idee zu dieser Untersuchung ist bereits im Jahr 1971 entstanden. 
Die in Poli t ik und Wissenschaft leidenschaftlich geführte Diskussion 
über die Demokratisierung von Staat und Gesellschaf t trieb damals ihrem 
Höhepunkt zu. 

Die Ergebnisse der Arbeit erscheinen zu einem Zeitpunkt, da eine po-
lemisch und scharf  geführte Auseinandersetzung über diese Frage all-
mählich einer sachlichen Bestandsaufnahme weicht. 

Das Manuskript wurde im Mai 1975 abgeschlossen. Spätere Veröffent-
lichungen und Neuauflagen sind, soweit dies möglich war, bei der Druck-
legung berücksichtigt worden. 

Der Fachbereich Hechtswissenschaft der Universität Erlangen-Nürn-
berg hat diese Abhandlung im Wintersemester 1975/76 als Dissertation 
angenommen. Herrn Professor  Dr. Klaus Obermayer, der die Arbeit be-
treut hat, schulde ich Dank für die geduldige Vermitt lung des wissen-
schaftlichen Rüstzeugs und manchen verständnisvollen Rat. Wichtige 
Hinweise und kritische Anmerkungen verdanke ich Herrn Professor 
Dr. Reinhold Zippelius, dem Korreferenten  dieser Arbeit. 

Herrn MR a. D. Professor  Dr. Johannes Broermann sage ich Dank für 
seine Bereitschaft,  diese Untersuchung in die Reihe „Schriften zum 
öffentlichen  Recht" seines Verlages aufzunehmen. 

München, im Mai 1976 
Der Verfasser 
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Staatsrechtslehrer 
VwGO = Verwaltungsgerichtsordnung 

WRV = Die Verfassung des Deutschen Reichs (Weimarer Verfas-
sung) vom 11.8.1919 

Z fA = Zeitschrift  für Arbeitsrecht 
ZfP = Zeitschrift  für Pol i t ik 
ZRP = Zeitschrift  für Rechtspolitik 
ZPO = Zivi lprozeßordnung 
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Einleitung 

Problemstellung und Gang der Untersuchung 

A . 

Konrad  Hesse hat in seinem Bericht für die Tagung der Vereinigung 
der deutschen Staatsrechtslehrer in Wien (1958) die Behauptung aufge-
stellt, es sei „ für das Verfassungsleben ohne Belang", ob die innere Ord-
nung anderer Vereinigungen als der politischen Parteien eine freiheit-
liche ist und die Forderung des Berliner Gesetzes über die Vereins- und 
Versammlungsfreiheit  vom 29. 9.19501, Aufbau und Willensbildung aller 
Vereinigungen im Sinne dieses Gesetzes müßten nach demokratischen 
Grundsätzen erfolgen, als grundgesetzwidrig bezeichnet2. Seither sind 
achtzehn Jahre vergangen. Der von Hesse schon damals angedeutete 
Konfl ikt zwischen der verfassungsrechtlichen  Gewährleistung der inne-
ren Vereinigungsfreiheit  und den Anforderungen  des demokratischen 
Prinzips an die Binnenstruktur von Verbänden ist bis heute noch keiner 
befriedigenden Lösung zugeführt:  Die Pläne, diese Problematik in einem 
Verbändegesetz verbindlich zu lösen, sind gescheitert3. Die staatsrecht-
liche Literatur hat sich überwiegend darauf beschränkt, auf die Aktual i -
tät des Problems hinzuweisen4, im übrigen das Feld aber Politologie und 
Soziologie überlassen. Weder die Berliner Staatsrechtslehrer-Tagung des 
Jahres 1965, die sich zum ersten Beratungsgegenstand „Staat und Ver-
bände" gewählt hatte5, noch die Verhandlungen im Jahre 1970 mit dem 
Thema „das demokratische Prinzip im Grundgesetz"® haben die Rele-
vanz des demokratischen Prinzips für die innere Ordnung der Verbände 
geklärt. Die in der Mit te der sechziger Jahre von einer Flut von Veröf-
fentlichungen begleitete Diskussion über die Demokratisierung aller Le-
bensbereiche hat das Problem eher verschleiert als gelöst. 

1 GrBer lVBl, S. 442. 
2 W d S t R L 17 (1959), S. 30. 
8 Vgl. dazu Harnoss,  Parlamentarische Demokratie und Verbände in der 

Bundesrepublik Deutschland, in : Verbände und Herrschaft,  1970, S. 91. 
4 Siehe dazu Kriele,  W d S t R L 29 (1971), S. 74 ff. 
5 W d S t R L 24 (1966), S. 5 ff. 
β W d S t R L 29 (1971), S. 3 ff. 
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B . 

Jeder Versuch, das Problem der „Demokratisierung der Verbände" aus 
verfassungsrechtlicher  Sicht zu behandeln, droht an der Komplexität der 
Thematik und der Unklarheit der Termini zu scheitern. Voraussetzung 
einer sinnvollen Auseinandersetzung mi t dem Verhältnis zwischen Sat-
zungsautonomie der Verbände und demokratischem Prinzip des Grund-
gesetzes ist deshalb eine thematische Eingrenzung und die Beschränkung 
auf juristische Argumente mi t möglichst klaren juristischen Begriffen. 

Die folgende Untersuchung befaßt sich mit der verfassungsrechtlichen 
Frage, ob und in welchem Umfang dem demokratischen Prinzip des 
Grundgesetzes organisatorische Bedeutung auch für die innere Ordnung 
priuatrechtlich organisierter Interessenverbände zukommt. 

I m ersten  Kapitel w i rd das Problem der Demokratisierung der Ver-
bände zunächst in den Zusammenhang der allgemeinen Forderungen 
nach Demokratisierung gestellt. Dies setzt eine Auseinandersetzung mit 
dem Inhalt der demokratischen Idee (A), der Mehrdeutigkeit des Be-
griffs  der Demokratisierung (B) und die Prüfung voraus, inwieweit die 
Bestimmungen des Grundgesetzes für einen Verfassungsauftrag  zur De-
mokratisierung der Gesellschaft fruchtbar  gemacht werden können (C). 

I m zweiten  Kapitel soll die Stellung der Interessenverbände im Span-
nungsfeld zwischen Staat und Gesellschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land dargestellt werden. Nach einer begrifflichen  Klärung des Unter-
suchungsgegenstandes (A) werden die verfassungsrechtliche  Stellung der 
Interessenverbände nach dem Grundgesetz (B) und ihre Bedeutung in der 
Verfassungswirklichkeit  dargelegt (C). 

Im dritten  Kapitel werden Probleme erörtert, die die Forderung nach 
Übertragung des demokratischen Prinzips auf privatrechtlich organi-
sierte Interessenverbände mi t sich bringt. A n eine Erörterung der denk-
baren verfassungsrechtlichen  Rechtfertigungen für eine Erstreckung de-
mokratischer Ordnungsprinzipien auf Interessenverbände (A) schließt 
sich eine Darstellung der demokratischen Relevanz des Wirkens von In-
teressenverbänden an (B). Unter — C — schließlich werden die Anfor-
derungen des demokratischen Prinzips an diè Binnenstruktur von pr i -
vilegierten Interessenverbänden aufgezeigt. 

Den Abschluß der Arbeit soll eine thesenartige Zusammenfassung der 
gewonnenen Ergebnisse bilden. 



Erstes  Kapitel 

Die Demokratisierung der Verbände als Teilaspekt 
der Forderung nach Demokratisierung der Gesellschaft 

A. Die demokratische Idee 

I . Die Mehrdeutigkeit des Begriffs  der Demokratie 

1. Demokratie als politisches Schlagwort 

Demokratie ist heute in aller Munde. Durch seine häufige Verwendung 
hat dieser Begriff  jedoch keineswegs an Klarheit gewonnen. Seine Be-
stimmung ist vielmehr unsicherer und umstrittener denn je1. Durch ge-
dankenlosen Mißbrauch in den Auseinanderstzungen der Tagespolitik ist 
der Begriff  der Demokratie zu einem politischen Schlagwort entartet2. 
Demokratie ist zum „Signalwort für positive Wertungen in der Sprache 
der Pol i t ik geworden3." Die Worte demokratisch und undemokratisch 
werden gleichbedeutend mi t politisch gut oder schlecht4, als „Chiffren  der 
Zustimmung und Ablehnung" verwendet5. 

2. Die Mehrdeutigkeit des Begriffs 
der Demokratie im wissenschaftlichen Sprachgebrauch 

a) Sozialistische  „Volksdemokratie"  und freiheitliche, 
westliche  Demokratie 

Auch im wissenschaftlichen Sprachgebrauch w i rd kaum ein anderer 
Begriff  mit so unterschiedlichen Bedeutungen verwendet®. Diese Viel-

1 Bracher,  Dilemma, S. 338. 
2 So bereits E. von Hippel,  Vom Wesen der Demokratie, 1947, S. 5. Diese 

Gefahr hat auch E. Kaufmann  (Grundtatsachen, S. 5) erkannt. 
s Scharpf,  Demokratietheorie, S. 8. 
4 Bäumlin,  Ar t . Demokratie, in : EvStL, Sp. 362. 
5 Scharpf,  Demokratietheorie, S. 8. 
β Eine Zusammenstellung der möglichen Bedeutungsinhalte findet sich bei 

Hättich  (Demokratie, S. 11 ff.).  Die Begründung für diese fehlende Exakthei t 
des Demokratiebegriffs  sind vielfält ig. Nach Hättich  (Demokratie, S. 17 ff.)  soll 
die Mehrdeutigkeit des Begriffs  der Demokratie i n der Orientierung an den 
verschiedenartigen historischen Quellen, der „konkreten Bindung dieses Be-


